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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2009/12/0072 E 12. Mai 2010 RS 4 

Stammrechtssatz 

Das Unterbleiben einer Versetzung in den Ruhestand im Hinblick auf das Vorhandensein eines 
Verweisungsarbeitsplatzes setzt in der Folge die objektive Zulässigkeit der Erlassung eines Bescheides über die 
Versetzung des Beamten auf diesen Verweisungsarbeitsplatz voraus. Da eine bindende Zustimmung des 
Beamten zu einer solchen Maßnahme nicht während des Ruhestandsversetzungsverfahrens abgegeben werden 
kann, ist die Zumutbarkeit des Verweisungsarbeitsplatzes zwar unter Berücksichtigung der individuellen 
Situation des Beamten, jedoch im Übrigen objektiv zu prüfen, sodass im Falle einer objektiven Unzumutbarkeit 
auch eine Zustimmung des Beamten zu seiner Versetzung nicht zu einem Unterbleiben der 
Ruhestandsversetzung führen dürfte. 
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